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Vorwort

Die Gesetzgebung ist eine der wichtigsten Aufgaben des Parlaments. Die einschlägigen
Regelungen dazu finden sich im Dritten Teil der Landesverfassung sowie in der
Geschäftsordnung des Landtags NRW.
Aus diesem Grunde stellt der Landtag Nordrhein-Westfalen seit Anbeginn seiner Arbeit
1946 zu allen vom Landtag verabschiedeten Landesgesetzen sogenannte
Gesetzesdokumentationen in Buchform bereit.

Eine Gesetzesdokumentation enthält in chronologischer Folge die Beratungsunterlagen,
Protokolle, Beratungsergebnisse und die weiteren Materialien zum jeweiligen
Landesgesetz.
Enthalten sind z.B. der Gesetzentwurf mit der Gesetzesbegründung, die Plenar- und
Ausschussdebatten, die Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, etwaige Änderungs-
anträge, Stellungnahmen von Sachverständigen, Vorlagen von Ministerien und die gültigen
Gesetzesfassungen.

Die Materialien einer Gesetzesdokumentation sind neben allen anderen Parlamentspapie-
ren des Landtags NRW über die Datenbank der Landtagsdokumentation erschlossen und
wieder auffindbar.

Ein Großteil der in der Gesetzesdokumentation kompilierten Dokumente ist auch über das
im Internet angebotene Dokumentenarchiv zugänglich.

Die Datenbank und das Dokumentenarchiv sind recherchierbar unter:

http://www.landtag.nrw.de

Landtag Nordrhein-Westfalen

Postfach 10 11 43

40002 Düsseldorf

http://www.landtag.nrw.de/




- VII -

Landtag Nordrhein-Westfalen Gesamtverzeichnis der Materialien

Gesetzesdokumentation 16/19 Fundstelle
Angaben zum Dokument

Seite

Beratungsunterlagen und Protokolle

Landesregierung Nordrhein-Westfalen
Gesetzentwurf vom 29.08.2012

Drucksache
16/747

1

Landtag Nordrhein-Westfalen
8. Sitzung am 13.09.2012
1. Lesung
zu Drs 16/747

Plenarprotokoll
16/8
S. 256, 378

10, 13

Haushalts- und Finanzausschuss
8. Sitzung am 31.10.2012
Beratung (öffentlich)
zu Drs 16/747

Ausschussprotokoll
16/82
S. 1, 8

15, 17

Haushalts- und Finanzausschuss
9. Sitzung am 22.11.2012
Beratung (öffentlich)
zu Drs 16/747

Ausschussprotokoll
16/99
S. 3, 29

19, 23

Haushalts- und Finanzausschuss
Beschlussempfehlung und Bericht
vom 22.11.2012

Drucksache
16/1484

25

Landtag Nordrhein-Westfalen
14. Sitzung am 28.11.2012
2. Lesung
zu Drs 16/747

Plenarprotokoll
16/14
S. 876, 977

32, 35



- VIII -

Landtag Nordrhein-Westfalen Gesamtverzeichnis der Materialien

Gesetzesdokumentation 16/19 Fundstelle
Angaben zum Dokument

Seite

Beratungsergebnis

Landtag Nordrhein-Westfalen
Gesetzesausfertigung der
Landtagspräsidentin
vom 28.11.2012

Gesetz
16/19

37

Landesregierung Nordrhein-Westfalen
Gesetz- und Verordnungsblatt für das
Land Nordrhein-Westfalen
vom 14.12.2012

2012, Nr. 36
S. 633-634

41, 42

Bearbeiterin:
Judith Faßbender
Düsseldorf, 2019



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
16. Wahlperiode 

 

Drucksache  16/747 

 29.08.2012 
 

Datum des Originals:  28.08.2012/Ausgegeben:  31.08.2012 

Die Veröffentlichungen des Landtags Nordrhein-Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebühr beim Archiv des  
Landtags Nordrhein-Westfalen, 40002 Düsseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon (0211) 884 - 2439, zu beziehen. Der  
kostenfreie Abruf ist auch möglich über das Internet-Angebot des Landtags Nordrhein-Westfalen unter  
www.landtag.nrw.de 

 

 
Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
 
Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des  
Finanzministeriums 
 
 
A Problem 
 
Mit den fünf Gesetzen zur Befristung des Landesrechts aus den Jahren 2004 und 2005 hat 
Nordrhein-Westfalen das gesamte Landesrecht unter den grundsätzlichen Vorbehalt der 
Befristung und der ständigen Überprüfung des kompletten Normbestands gestellt. Zum 
31. Dezember 2012 werden wesentliche Befristungstermine wirksam, so dass Entscheidun-
gen über die Fortexistenz der Rechtsnormen zu treffen sind. 
 
 
B  Lösung 
 
Um den Aufwand möglichst gering zu halten, werden die zum 31. Dezember 2012 vorzu-
nehmenden Befristungsregelungen im Zuständigkeitsbereich des Finanzministeriums ge-
bündelt, soweit auf die Vorschriften nach sorgfältiger Prüfung nicht verzichtet werden kann 
und sie keiner grundlegenden inhaltlichen Änderung bedürfen. 
 
 
C  Alternativen 
 
Keine. 
 
 
D  Kosten 
 
Keine. 
 
 
E  Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Finanzministerium. Beteiligt sind alle Ressorts. 
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F  Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 
Gemeindeverbände 

 
Keine. 
 
 
G  Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine. 
 
 
H  Befristung 
 
Dieses Artikelgesetz regelt die Befristung der jeweiligen Vorschriften entsprechend der Vor-
gaben des Befristungsprojektes.  
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Gesetzentwurf der Landesregierung  
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen 

Gesetz zur Änderung der gesetzlichen 
Befristungen im Zuständigkeitsbereich 

des Finanzministeriums 
 

vom               2012 
 

  

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes über die An-
wendung beamten- und besoldungs-

rechtlicher Vorschriften auf nichtbeamte-
te Angehörige des öffentlichen Dienstes 
 

  

§ 5 des Gesetzes über die Anwendung be-
amten- und besoldungsrechtlicher Vorschrif-
ten auf nichtbeamtete Angehörige des öf-
fentlichen Dienstes vom 6. Oktober 1987 
(GV. NRW. S. 342), zuletzt geändert durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 21. April 2009 
(GV. NRW. S. 224), wird aufgehoben. 
 

 § 5 
Außer-Kraft-Treten 

 
Das Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2012 außer Kraft 
 

Artikel 2 
Änderung des Landesbesoldungs-

gesetzes 
 

  

  Abschnitt 3 
Außer-Kraft-Treten 

 

Abschnitt 3 des Landesbesoldungsgesetzes 
vom 17. Februar 2005 (GV. NRW. S. 154), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 5. Juli 2011 (GV. NRW. S. 338), 
wird aufgehoben. 
 

 Das Landesbesoldungsgesetz tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft. 
 

Artikel 3 
Änderung des Sonderzahlungsgesetzes - 

NRW 
 

  

§ 11 des Sonderzahlungsgesetzes - NRW 
vom 20. November 2003 (GV. NRW. 
S. 696), zuletzt geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2007 (GV. 
NRW. S. 750), wird wie folgt geändert: 
 

  

1. In der Überschrift werden die Wörter 
„und Außer-Kraft-Treten“ gestrichen. 

 

 § 11 
In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten 

 
2. Der Satz „Es tritt mit Ablauf des 31. De-

zember 2012 außer Kraft.“ wird aufgeho-
ben. 

 

 Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2012 
außer Kraft. 
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Artikel 4 
Änderung des Besoldungs- und Versor-
gungsanpassungsgesetzes 2008 Nord-

rhein-Westfalen 
 

  

§ 4 des Besoldungs- und Versorgungsan-
passungsgesetzes 2008 Nordrhein-
Westfalen vom 20. Dezember 2007 (GV. 
NRW. S. 750) wird wie folgt geändert: 
 

  

1. In der Überschrift werden das Komma 
und das Wort „Außerkrafttreten “ gestri-
chen. 

 

 § 4  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

2. Der Satz „Es tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2012 außer Kraft.“ wird aufgeho-
ben. 

 

 Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2012 
außer Kraft. 
 

Artikel 5 
Änderung des Besoldungs- und Versor-

gungsgleichstellungsgesetzes 
 

  

§ 3 des Besoldungs- und Versorgungs-
gleichstellungsgesetzes vom 24. Mai 2011 
(GV. NRW. S. 271) wird wie folgt geändert: 
 

  

1. In der Überschrift werden das Komma 
und das Wort „Außerkrafttreten“ gestri-
chen. 

 

 § 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

2. Der Satz „Es tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2012 außer Kraft.“ wird aufgeho-
ben. 

 

 Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2012 
außer Kraft. 
 

Artikel 6 
Inkrafttreten 

 

  

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung 
 
 
A Allgemeines 
 
Mit den fünf Gesetzen zur Befristung des Landesrechts hat Nordrhein-Westfalen das gesam-
te Landesrecht unter den grundsätzlichen Vorbehalt der Befristung und der ständigen Über-
prüfung gestellt. 
 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf kommt die Landesregierung für den Geschäftsbereich 
des Finanzministeriums dem Auftrag nach, dem Landtag einen Vorschlag über die weitere 
Behandlung befristeter Vorschriften vorzulegen. 
 
Dieser Entwurf berücksichtigt TOP 32 A. (1) des Protokolls der 2.632. Kabinettsitzung vom 
20. Dezember 2011, wonach die zum 1. Januar 2012 in Kraft befindlichen Stammgesetze 
und Verordnungen zwingend notwendig erscheinen und in zukünftigen Änderungsentwürfen 
vorgeschlagen werden soll, die Befristungsregelungen (Verfallsklauseln oder Berichtspflich-
ten) zu streichen. 
 
 
B Zu den einzelnen Bestimmungen 
 
Begründung zu Artikel 1: 
Das Gesetz über die Anwendung beamten- und besoldungsrechtlicher Vorschriften auf 
nichtbeamtete Angehörige des öffentlichen Dienstes trifft im Wesentlichen Regelungen zur 
Besoldung der dienstordnungsmäßigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Bereich der 
Sozialversicherung, die Eingruppierung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Ge-
meinden und Gemeindeverbände, die Anwendung von beihilferechtlichen Vorschriften für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände 
und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts und die entsprechende Anwendung beamtenrechtlicher 
Vorschriften bei Wahl einer dieser Personen in die gesetzgebende Körperschaft eines ande-
ren Landes. 
Die Regelungen sind weiterhin dauerhaft erforderlich und haben sich bewährt. Die geltende 
Befristung kann daher aufgehoben werden. 
 
 
Begründung zu Artikel 2: 
Das Besoldungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen regelt die Besoldung der Beamtin-
nen und Beamten sowie Richterinnen und Richter des Landes, der Gemeinden, der Ge-
meindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit nicht die fortgeltenden bundes-
gesetzlichen Vorschriften (insbesondere das Bundesbesoldungsgesetz) die Sachverhalte 
regeln. 
Die Vorschriften sind weiterhin dauerhaft erforderlich und haben sich bewährt. Die geltende 
Befristung kann daher aufgehoben werden. 
 
 
Begründung zu Artikel 3: 
Das Gesetz über die Gewährung einer Sonderzahlung an Beamte, Richter und Versor-
gungsempfänger für das Land Nordrhein-Westfalen regelt die Anspruchsvoraussetzungen 
und die Höhe der jährlich gewährten Sonderzahlung (so genanntes „Weihnachtsgeld“) für die 
Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter sowie für die Versorgungsemfängerinnen 
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und Versorgungsempfänger des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände und der 
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts. 
Die Vorschriften haben sich bewährt. Die geltende Befristung kann daher aufgehoben wer-
den. 
 
 
Begründung zu Artikel 4: 
Mit dem Gesetzes über die Anpassung der Besoldungs- und Versorgungsbezüge 2008 im 
Land Nordrhein-Westfalen (Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2008 Nord-
rhein-Westfalen - BesVersAnpG 2008 NRW) wurden die Bezüge der Beamtinnen, Beamten, 
Richterinnen und Richter sowie der Versorgungsemfängerinnen und Versorgungsempfänger 
des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des 
Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts an 
die Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse angepasst. 
Die Regelungen sind weiterhin dauerhaft erforderlich und haben sich bewährt. Die geltende 
Befristung kann daher aufgehoben werden. 
 
 
Begründung zu Artikel 5: 
Das Gesetzes zur Gleichstellung der eingetragenen Lebenspartnerschaft mit der Ehe im 
Besoldungs- und Versorgungsrecht regelt die Gleichstellung eingetragener Lebenspartner-
schaften mit der Ehe im Bereich der Besoldung und Versorgung der Beamtinnen, Beamten, 
Richterinnen und Richter sowie der Versorgungsemfängerinnen und Versorgungsempfänger 
des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des 
Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 
Es erfüllt damit eines der politischen Vorhaben der 15. Legislaturperiode. 
Die Regelungen sind weiterhin dauerhaft erforderlich und haben sich bewährt. Die geltende 
Befristung kann daher aufgehoben werden. 
 
 
Begründung zu Artikel 6: 
Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes. 
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konfliktgesetz 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/749 

erste Lesung 

Ministerin Ute Schäfer ................................ 373 

Ergebnis ........................................................... 374 

14 Gesetz zur Anpassung des Gesetzes 
über die NRW.BANK an die Gewähr-
trägerstruktur sowie zum Prüfungs-
recht des Landesrechnungshofs bei 
der NRW.BANK 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/743 

erste Lesung .................................................... 374 

Minister Dr. Norbert Walter-Borjans........... 374 
Stefan Kämmerling (SPD) ......................... 375 
Daniel Sieveke (CDU) ................................ 375 
Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE) ............. 376 
Ralf Witzel (FDP) ....................................... 376 
Dietmar Schulz (PIRATEN) ....................... 377 

Ergebnis ........................................................... 377 

15 Gesetz zur Regelung des Jugendar-
restvollzuges in Nordrhein-Westfalen 
(Jugendarrestvollzugsgesetz Nord-
rhein-Westfalen – JAVollzG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/746 
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erste Lesung .................................................... 377 

Minister Thomas Kutschaty 
zu Protokoll (siehe Anlage 2) 

Ergebnis ........................................................... 378 

16 Gesetz zur Zweckbindung der dem 
Land Nordrhein-Westfalen nach dem 
Entflechtungsgesetz aus dem Bun-
deshaushalt zustehenden Finanzmittel 
(Entflechtungsmittelzweckbindungs-
gesetz – EMZG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/748 

erste Lesung .................................................... 378 

Minister Michael Groschek 
zu Protokoll (siehe Anlage 3) 

Ergebnis ........................................................... 378 

17 Fünftes Gesetz zur Änderung der ge-
setzlichen Befristungen im Zustän-
digkeitsbereich des Ministeriums für 
Inneres und Kommunales sowie des 
Justizministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/178 

erste Lesung .................................................... 378 

Ergebnis ........................................................... 378 

18 Gesetz über die Ablieferung von 
Pflichtexemplaren in Nordrhein-
Westfalen (Pflichtexemplargesetz 
Nordrhein-Westfalen) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/179 

erste Lesung .................................................... 378 

Ergebnis ........................................................... 378 

19 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen 
Befristungen im Zuständigkeitsbe-
reich des Finanzministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/747 

erste Lesung .................................................... 378 

Ergebnis ........................................................... 378 

20 Abkommen zur zweiten Änderung des 
Abkommens über das Deutsche Insti-
tut für Bautechnik (2. DIBt-Änderungs-
abkommen) 

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung  
zu einem Staatsvertrag 
gemäß Art. 66 Satz 2 
der Landesverfassung 
Drucksache 16/750 ......................................... 379 

Ergebnis ........................................................... 379 

21 Beschluss über die Entlastung der 
Landesregierung für das Haushalts-
jahr 2009 gemäß § 114 Abs. 2 LHO 

Unterrichtung 
durch die Präsidentin des Landtags 
Drucksache 16/709 – Neudruck ...................... 379 

Ergebnis ........................................................... 379 

22 Beschluss über die Entlastung der 
Landesregierung für das Haushalts-
jahr 2010 gemäß § 114 Abs. 2 LHO 

Unterrichtung 
durch die Präsidentin des Landtags 
Drucksache 16/445 – Neudruck ...................... 379 

Ergebnis ........................................................... 379 

23 Wahleinsprüche gegen die Landtags-
wahl vom 13. Mai 2012 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Wahlprüfungsausschusses 
Drucksache 16/828 ......................................... 379 

Ergebnis ........................................................... 379 
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24 Neuwahl von Mitgliedern und stellver-
tretenden Mitgliedern der Vertreter-
versammlung für das Versorgungs-
werk der Mitglieder des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/829 .......................................... 379 

Ergebnis ........................................................... 379 

25 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 16/2 .................................................. 379 

Ergebnis ........................................................... 379 

Anlage 1 ................................................................ 381 

Zu TOP 11 – Gesetz zur Errichtung ei-
ner Stiftung „Zoologisches For-
schungsmuseum Alexander Koenig - 
Leibniz-Institut für Biodiversität der 
Tiere“ – zu Protokoll gegebene Rede 

Ministerin Svenja Schulze .......................... 381 

Anlage 2 ................................................................ 383 

Zu TOP 15 – Gesetz zur Regelung des 
Jugendarrestvollzuges in Nordrhein-
Westfalen (Jugendarrestvollzugsge-
setz Nordrhein-Westfalen – JAVollzG 
NRW) – zu Protokoll gegebene Rede 

Minister Thomas Kutschaty ........................ 383 

Anlage 3 ............................................................... 385 

Zu TOP 16 – Gesetz zur Zweckbin-
dung der dem Land Nordrhein-
Westfalen nach dem Entflechtungs-
gesetz aus dem Bundeshaushalt zu-
stehenden Finanzmittel (Entflech-
tungsmittelzweckbindungsgesetz - 
EMZG NRW) – zu Protokoll gegebene 
Rede 

Minister Michael Groschek ........................ 385 

Entschuldigt waren:  

Hubertus Fehring (CDU) 

Claudia Middendorf (CDU) 

Norbert Post (CDU) 

Hendrik Wüst (CDU) 

Rolf Beu (GRÜNE) 

Holger Ellerbrock (FDP) 

Dr. Ingo Wolf (FDP) 

Stefan Fricke (PIRATEN)  
(bis 13:00 Uhr)  
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Entgegen der Ihnen angekündigten Einbringung 
durch den Minister will Minister Kutschaty die Ein-
bringungsrede zu Protokoll geben (siehe Anla-
ge 2). Das hat er jetzt, glaube ich, auch schon ge-
tan.  

(Beifall von der SPD) 

Damit können wir sofort zur Abstimmung kommen. 
Hier empfiehlt uns der Ältestenrat die Überweisung 
des Gesetzentwurfes Drucksache 16/746 an den 
Rechtsausschuss – federführend – sowie an den 
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend. 
Möchte jemand dieser Überweisung widersprechen 
oder sich enthalten? – Beides ist nicht der Fall. Da-
mit haben wir an die beiden Ausschüsse überwie-
sen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt  

16 Gesetz zur Zweckbindung der dem Land 
Nordrhein-Westfalen nach dem Entflech-
tungsgesetz aus dem Bundeshaushalt zu-
stehenden Finanzmittel (Entflechtungsmit-
telzweckbindungsgesetz – EMZG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/748 

erste Lesung 

Auch hier hat der zuständige Fachminister, Herr 
Minister Groschek, angekündigt, die Einbringungs-
rede zu Protokoll zu geben (siehe Anlage 3). 

(Beifall von der SPD) 

Ich bitte auch Sie, sie den Stenografen zu bringen.  

Wir kommen damit auch hier sofort zur Überwei-
sung. Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung 
des Gesetzentwurfes Drucksache 16/748 an den 
Ausschuss für Bauen, Wohnen, Stadtentwick-
lung und Verkehr – federführend –, an den Haus-
halts- und Finanzausschuss, an den Ausschuss 
für Schule und Weiterbildung, an den Aus-
schuss für Innovation, Wissenschaft und For-
schung sowie an den Ausschuss für Kommunal-
politik. Möchte den Überweisungen jemand wider-
sprechen, sich enthalten? – Beides ist nicht der Fall. 
Dann ist so an die zuständigen Ausschüsse über-
wiesen worden. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 

17 Fünftes Gesetz zur Änderung der gesetzli-
chen Befristungen im Zuständigkeitsbereich 
des Ministeriums für Inneres und Kommuna-
les sowie des Justizministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/178 

erste Lesung 

Eine Beratung ist heute nicht vorgesehen.  

Wir kommen daher unmittelbar zur Abstimmung 
über die Überweisung. Der Ältestenrat empfiehlt die 
Überweisung des Gesetzentwurfes Drucksache 
16/178 an den Innenausschuss – federführend – 
sowie an den Rechtsausschuss. Möchte dem je-
mand widersprechen, sich enthalten? – Beides ist 
nicht der Fall. Dann ist so überwiesen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 

18 Gesetz über die Ablieferung von Pflicht-
exemplaren in Nordrhein-Westfalen (Pflicht-
exemplargesetz Nordrhein-Westfalen) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/179 

erste Lesung 

Eine Beratung ist heute ebenfalls nicht vorgesehen.  

Auch hier kommen wir deshalb direkt zur Abstim-
mung über die Empfehlung des Ältestenrates, den 
Gesetzentwurf Drucksache 16/179 an den Aus-
schuss für Kultur und Medien – federführend – 
sowie an den Ausschuss für Wirtschaft, Energie, 
Industrie, Mittelstand und Handwerk zu über-
weisen. Möchte jemand widersprechen, sich ent-
halten? – Beides ist nicht der Fall. Dann ist so 
überwiesen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 

19 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befris-
tungen im Zuständigkeitsbereich des Fi-
nanzministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/747 

erste Lesung 

Auch hier ist heute keine Beratung vorgesehen.  

Deshalb können wir unmittelbar zur Abstimmung 
über die Empfehlung des Ältestenrates kommen. 
Dieser empfiehlt uns, den Gesetzentwurf Druck-
sache 16/747 an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss zu überweisen. Ist jemand dagegen? – 
Enthaltungen? – Beides ist nicht der Fall. Dann ist 
so überwiesen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 
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Haushalts- und Finanzausschuss 

 
 

8. Sitzung (öffentlich) 

31. Oktober 2012 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

11:00 Uhr bis 16:35 Uhr 

 

Vorsitz:  Christian Möbius (CDU) 

Protokoll: Franz-Josef Eilting, Karin Wirsdörfer, Dr. Hildegard Müller, 
    Gertrud Schröder-Djug, Eva-Maria Bartylla  

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 7 

1 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristung im Zuständigkeits-
bereich des Finanzministeriums 8 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/747 

 Einführende Erläuterungen von MDgt Dr. Leis (FM) 8 

 Beratung 9 
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Haushalts- und Finanzausschuss 31.10.2012 
8. Sitzung (öffentlich) ei-hoe 
 
 
1 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristung im Zuständigkeitsbe-

reich des Finanzministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/747 

Vorsitzender Christian Möbius legt dar, dieser Gesetzentwurf sei durch das Ple-
num am 13. September 2012 an den HFA zur alleinigen Beratung überwiesen wor-
den. 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU) stellt fest, mit diesem Gesetzentwurf habe sich der 
Landtag noch nicht inhaltlich befasst; die Überweisung durch das Plenum sei ohne 
Debatte erfolgt. Seine Fraktion hätte deshalb gerne zu den wesentlichen Punkten ei-
ne kurze einführende Erläuterung durch das Ministerium. 

MDgt Dr. Gert Leis (FM) trägt vor: 

Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Es handelt sich um ein Gesetz zur 
Änderung der gesetzlichen Befristung von Gesetzen im Zuständigkeitsbereich des 
Finanzministeriums. Ziel ist es, bei fünf Gesetzen, die weiterhin Anwendung finden 
sollen, die Befristungen zum 31.12.2012 aufzuheben. Bei zwei Verordnungen sol-
len Entfristungen bzw. die Streichung der Berichtspflicht erfolgen, und zwar nach 
einer positiven Evaluierung. 

Ziel ist es, dadurch diese Gesetze weiter gelten zu lassen. Die Entfristung hat le-
diglich verwaltungsökonomische Gründe und dient der Vermeidung unnötiger 
Aufwendungen. 

Es handelt sich hierbei um 

 das Gesetz über die Anwendung beamten- und besoldungsrechtlicher Vor-
schriften auf nichtbeamtete Angehörige des öffentlichen Dienstes, 

 das Besoldungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen, 

 das Gesetz über die Gewährung einer Sonderzahlung an Beamte, Richter 
und Versorgungsempfänger, 

 das Gesetz über die Anpassung der Besoldungs- und Versorgungsbezüge 
2008 im Lande Nordrhein-Westfalen und 

 das Gesetz zur Gleichstellung der eingetragenen Lebenspartnerschaft mit 
der Ehe im Besoldungs- und Versorgungsrecht. 

Bei den Verordnungen handelt es sich zum einen um die Verordnung über die 
Gewährung eines Zuschlags zu den Dienstbezügen bei begrenzter Dienstfähigkeit 
und zum anderen um die Verordnung zur Bestimmung der Pensionsfestsetzungs- 
und -regelungsbehörden und zur Übertragung von Befugnissen auf dem Gebiete 
des Versorgungsrechts. 
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Haushalts- und Finanzausschuss 31.10.2012 
8. Sitzung (öffentlich) ei-hoe 
 
 
Dr. Marcus Optendrenk (CDU) macht darauf aufmerksam, dass es bereits mehrere, 
zum Teil fraktionsübergreifende Anläufe gegeben habe, im Zusammenhang mit einer 
Dienstrechtsreform die Sonderzuwendungen in die normale Besoldungstabelle ein-
zubauen. Diese politische Forderung sei breit getragen worden. Mit dem heute vor-
liegenden Gesetzentwurf werde der jetzige Zustand jedoch fortgeschrieben. 

Soweit er wisse, befinde sich eine technische Novelle zur Dienstrechtsreform in der 
Verbändeanhörung. Von daher könnte man überlegen, zügig eine fraktionsübergrei-
fende Initiative zu starten, um den Einbau der heutigen Weihnachtsgeld-Regelungen 
in die Grundtabelle zu ermöglichen. Die Frage sei jedenfalls, wie weit diese Bemü-
hungen mit dem vorliegenden Gesetzentwurf in Einklang zu bringen seien. Vielleicht 
könne der Finanzminister einen Hinweis geben, wie man damit umgehen könne. 

Minister Dr. Norbert Walter-Borjans (FM) legt dar, die Landesregierung wolle die 
Dienstrechtsreform in zwei Stufen vornehmen. Zum einen sollten in einem schnellen 
Verfahren all die Dinge, die aufgrund rechtlicher Auflagen sofort umgesetzt werden 
müssten – zum Beispiel die W-Besoldung – sofort umgesetzt werden, um in einem 
zweiten Schritt die Dinge, die politisch verabredet seien, zu vollziehen. Mit den Ver-
bänden und Gewerkschaften sei darüber bereits gesprochen worden. 

Es hätte jetzt die Möglichkeit bestanden, die Befristungen, die mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf aufgehoben werden sollten, um ein oder zwei Jahre hinauszuschie-
ben, oder die Möglichkeit, die Befristungen aufzuheben, um sich nicht unter einen 
nicht sachgemäßen Druck zu setzen. Die Landesregierung habe sich für Entfristun-
gen entschieden, ohne die Zielsetzungen und die damit verbundenen Verabredun-
gen infrage zu stellen. 

Für Dr. Marcus Optendrenk (CDU) heißt das, dass sich der Finanzminister des 
Zeitplans für die zweite Stufe der Dienstrechtsreform vielleicht doch nicht sicher sei. 
Ansonsten stünde einer relativ knappen Hinausschiebung der Befristung ja nichts 
entgegen. Er meine, dass man über dieses Gesetzgebungsverfahren noch einmal 
nachdenken sollte. 

Martin Börschel (SPD) hält das für eine Überinterpretation. Was heute vorliege, sei 
ein rein technisches Gesetz. Niemand sollte den Fehlschluss ziehen, dass mit dieser 
Verlängerung älterer Gesetze zwangsläufig inhaltliche Botschaften verbunden seien. 
Das Parlament und insbesondere die Koalitionsfraktionen fühlten sich frei, inhaltlich 
abweichende Überlegungen anzustellen und neue Gesetzesinitiativen anzustreben. 

Die CDU-Fraktion würde mit diesen neuen Informationen gerne noch einmal über 
den Gesetzentwurf beraten, äußert Dr. Marcus Optendrenk (CDU). Deshalb bitte 
er, darüber in der nächsten Sitzung abzustimmen. 

Das verschlage nichts, bemerkt Vorsitzender Christian Möbius. Er stellt das Ein-
vernehmen des Ausschusses fest, so zu verfahren. 
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Haushalts- und Finanzausschuss 
 
 
9. Sitzung (öffentlich) 

22. November 2012 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:35 Uhr bis 16:40 Uhr 

 

Vorsitz:  Christian Möbius (CDU) 

Protokoll: Franz-Josef Eilting 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

Zur heutigen Tagesordnung 5 

1 Schwerpunkte der Haushalts- und Finanzpolitik in der 16. Wahl-
periode 6 

Unterrichtung durch den Finanzminister 
Vorlage 16/334 

Ausschussprotokoll 16/82 

Aussprache zur Unterrichtung 

Über die in der letzten Sitzung erfolgte Unterrichtung ergibt 
sich eine längere Aussprache. Zu den aufgeworfenen Fragen 
nimmt der Finanzminister Stellung. 

1a Ergebnisse der Informationsreise des Finanzministers in die USA 18 

Minister Dr. Norbert Walter-Borjans (FM) berichtet dem 
Ausschuss. 
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 2 - APr 16/99 

Haushalts- und Finanzausschuss 22.11.2012 
9. Sitzung (öffentlich) ei 
 
 
2 Regionalisierte Ergebnisse der Oktober-Steuerschätzung 22 

Sachstandsbericht der Landesregierung 

Vorlage 16/390 

Sich aus der Vorlage ergebende Fragen werden von Finanz-
minister Dr. Norbert Walter-Borjans und StS Dr. Rüdiger 
Messal (FM) beantwortet. 

3 Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des Landes Nordrhein-
Westfalen an die Gemeinden und Gemeindeverbände im Haushalts-
jahr 2012 25 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/302 

Drucksache 16/1217 

Schlussberatung und Abstimmung zur dritten Lesung 

Der Ausschuss nimmt den Änderungsantrag der 
Fraktionen der SPD und der Grünen (wiedergegeben auf 
S. 35 f. des Ausschussberichtes Drucksache 16/1301) mit 
den Stimmen der Fraktionen der SPD und der Grünen gegen 
die Stimmen der Fraktion der CDU bei Stimmenthaltung der 
Fraktionen der FDP und der Piraten an. 

In der Schlussabstimmung empfiehlt der Ausschuss dem 
Landtag mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der 
Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU, der 
FDP und der Piraten, den Gesetzentwurf der Landesregie-
rung in der Fassung nach der zweiten Lesung mit den 
soeben beschlossenen Änderungen zur dritten Lesung 
anzunehmen. 

4 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nord-
rhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2012 (Haushaltsgesetz 2012) 26 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/300 

Drucksachen 16/1200 bis 16/1207, 16/1209 bis 16/1215 und 16/1220 

Schlussberatung und Abstimmung zur dritten Lesung 
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Haushalts- und Finanzausschuss 22.11.2012 
9. Sitzung (öffentlich) ei 
 
 

Der Ausschuss berät den Haushaltsgesetzentwurf abschlie-
ßend und stimmt über die Änderungsanträge ab. 

(Alle in der Sitzung gestellten Änderungsanträge mit Be-
gründungen sowie die Abstimmungsergebnisse sind 
dem Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1300 zu entnehmen. In diesem Protokoll 
sind nur die darüber hinausgehenden Wortbeiträge wie-
dergegeben.) 

Der Ausschuss fasst mit Zustimmung aller Fraktionen den 
auf Seite 3 der Drucksache 16/1300 dargestellten Bereini-
gungsbeschluss. 

In der Schlussabstimmung empfiehlt der Ausschuss dem 
Landtag mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der 
Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU, der 
FDP und der Piraten, den Haushaltsgesetzentwurf in der 
Fassung nach der zweiten Lesung mit den soeben beschlos-
senen Änderungen zur dritten Lesung anzunehmen. 

5 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristung im Zuständigkeits-
bereich des Finanzministeriums 29 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/747 

Abschließende Beratung und Abstimmung 

Der Ausschuss empfiehlt dem Landtag mit den Stimmen der 
Fraktionen der SPD und der Grünen gegen die Stimmen der 
Fraktionen der CDU, der FDP und der Piraten, den Gesetz-
entwurf Drucksache 16/747 anzunehmen. 

6 Gesetz zur Anpassung des Gesetzes über die NRW.BANK an die 
Gewährträgerstruktur sowie zum Prüfungsrecht des Landesrech-
nungshofs bei der NRW.BANK 30 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/743 

Ausschussprotokoll 16/76 

Abschließende Beratung und Abstimmung 
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Haushalts- und Finanzausschuss 22.11.2012 
9. Sitzung (öffentlich) ei-ka 
 
 
5 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristung im Zuständigkeitsbe-

reich des Finanzministeriums 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung 
Drucksache 16/747 

Abschließende Beratung und Abstimmung 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU) kommt auf den in der letzten Sitzung bereits ange-
sprochenen Punkt zurück. Nach dem, was die CDU-Fraktion aus dem Verbändever-
fahren wisse, sei nicht vorgesehen, die Einbeziehung des Weihnachtsgeldes in die 
Grundtabelle in der ersten Stufe der Dienstrechtsreform vorzunehmen. Jetzt sei eine 
Entfristung des Sonderzahlungsgesetzes NRW vorgesehen. Die CDU-Fraktion halte 
das nicht für den richtigen Weg und werde deshalb nicht zustimmen. 

Dirk Wedel (FDP) verweist auf die Protokollerklärung, die die FDP-Fraktion im Ple-
num zu dem parallelen Gesetz abgegeben habe, dass sich mit Befristungen von Ge-
setzen im Bereich des Innen- und des Justizministeriums befasst habe. Seine Frakti-
on habe immer schon Wert darauf gelegt, dass Gesetze in regelmäßigen Abständen 
auf ihre Notwendigkeit hin überprüft würden. Sie halte daran auch hier fest und wer-
de deshalb den Gesetzentwurf ablehnen. 

Der Ausschuss empfiehlt dem Landtag mit den Stimmen der 
Fraktionen der SPD und der Grünen gegen die Stimmen der 
Fraktionen der CDU, der FDP und der Piraten, den Gesetz-
entwurf Drucksache 16/747 anzunehmen.  
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Berichterstatter    Abgeordneter Christian Möbius 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 16/747, wird unverändert 
angenommen. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 16/747, Gesetz zur Änderung der 
gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des Finanzministeriums, wurde durch 
das Plenum am 13. September 2012 nach der 1. Lesung zur alleinigen Beratung an den 
Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen. 
 
 
B Beratung  
 
Der Gesetzentwurf wurde in den Sitzungen am 31. Oktober 2012 sowie am 
22. November 2012 beraten. Zur abschließenden Beratung und Abstimmung in der Sitzung 
am 22. November 2012 lagen keine Änderungsanträge der Fraktionen vor. Das 
Finanzministerium stand für Rückfragen zur Verfügung. 
 
 
C Abstimmung, Ergebnis 
 
Der Gesetzentwurf wurde mit den Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP sowie der PIRATEN-Fraktion  
unverändert angenommen.  
 
 
 
 
 
 
 
Christian Möbius 
Vorsitzender 
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Dietmar Schulz (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich lese 
einmal diejenigen Personen vor, die das mit dem 
Schattenhaushalt vorgebracht haben: Hannelore 
Kraft, Carina Gödecke, Gisela Walsken, Norbert 
Römer, Hans-Willi Körfges und Fraktion. 

(Zuruf von der FDP: Hört, hört!) 

– Hört, hört! Herr Minister, ich sage Ihnen nur eines. 
Sie sprachen eben von der staatlichen Kontrolle. Es 
geht nicht um eine staatliche Kontrolle, es geht um 
eine parlamentarische Kontrolle. Diese wollen wir, 
und zwar vollumfänglich und auch quartalsweise 
und auch dann, wenn Risikogeschäfte gemacht 
werden. Staatliche Kontrolle hatten wir bei der 
WestLB schon. Die hat nicht funktioniert. Was dar-
aus geworden ist, wissen wird. – Danke schön.  

(Beifall von den PIRATEN, der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor, sodass wir am Schluss der Bera-
tung angelangt sind. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

(Zurufe von der SPD) 

– Ich darf, meine Damen und Herren, um Ruhe bit-
ten, weil wir jetzt in die Abstimmung eintreten.  

Wir stimmen erstens über den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen Drucksache 16/1555 ab. Ich darf 
fragen, wer diesem Änderungsantrag zustimmen 
möchte. – Wer ist gegen diesen Änderungsan-
trag? – Wer enthält sich? – Dann ist dieser Ände-
rungsantrag mit den Stimmen von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen bei Enthaltung von der CDU, der 
FDP und der Piraten angenommen.  

Wir stimmen zweitens ab über den Änderungsan-
trag der Fraktion der Piraten Drucksache 16/1556, 
der gegebenenfalls redaktionell an die soeben ge-
änderte Fassung des Gesetzentwurfes anzupassen 
wäre. Wer ist für diesen Änderungsantrag der Pira-
ten? – Wer ist gegen diesen Änderungsantrag? – 
Wer enthält sich? – Dann ist dieser Änderungsan-
trag mit den Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung von CDU und FDP gegen 
die Stimmen der Piraten abgelehnt. 

Wir stimmen drittens über den so geänderten Ge-
setzentwurf ab. Der Haushalts- und Finanzaus-
schuss empfiehlt in der Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/1483, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 16/743 in der Fassung seiner Beschlüsse an-
zunehmen. Wer ist dafür, dieser Beschlussempfeh-
lung zu folgen? – Wer ist dagegen? – Wer enthält 
sich? – Dann ist diese Beschlussempfehlung des 
Haushalts- und Finanzausschusses mit den Stim-
men von SPD, Bündnis 90/Die Grünen bei Enthal-

tung von CDU, FDP und Piraten angenommen und 
der Gesetzentwurf in zweiter Lesung verabschiedet. 

Wir kommen direkt zu Tagesordnungspunkt  

12 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befris-
tungen im Zuständigkeitsbereich des Fi-
nanzministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/747 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1484 

zweite Lesung 

Eine Beratung ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung. 
Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in 
der Beschlussempfehlung Drucksache 16/1484, 
den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. Wer 
ist dafür, dieser Empfehlung zu folgen? – Wer ist 
dagegen? – Gibt es Enthaltungen? – Damit ist diese 
Empfehlung mit den Stimmen von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und der Piratenfraktion gegen die 
Stimmen von CDU und FDP angenommen und der 
Gesetzentwurf Drucksache 16/747 in zweiter Le-
sung verabschiedet. 

Wir kommen zu: 

13 Wahl der Mitglieder für die Ausschüsse zur 
Wahl der ehrenamtlichen Richterinnen und 
Richter bei dem Oberverwaltungsgericht und 
den Verwaltungsgerichten des Landes Nord-
rhein-Westfalen  

Wahlvorschlag 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/1495 

Eine Debatte hierzu ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen direkt zur Abstimmung über den Wahl-
vorschlag. Wer dafür ist, diesen Wahlvorschlag an-
zunehmen, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gibt es Gegenstimmen? – Gibt es Enthaltungen? – 
Damit ist der Wahlvorschlag Drucksache 16/1495 
mit den Stimmen von SPD, CDU, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP gegen zwei Stimmen der Piraten-
fraktion bei mehrheitlicher Enthaltung der Piraten-
fraktion angenommen. 

Wir treten ein in Tagesordnungspunkt  
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Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des 
Finanzministeriums 

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes über die Anwendung beamten- und besoldungsrechtlicher 

Vorschriften auf nichtbeamtete Angehörige des öffentlichen Dienstes 

§ 5 des Gesetzes über die Anwendung beamten- und besoldungsrechtlicher Vorschriften auf 
nichtbeamtete Angehörige des öffentlichen Dienstes vom 6. Oktober 1987 (GV. NRW. 
S. 342), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 
224), wird aufgehoben. 

Artikel 2 
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 

Abschnitt 3 des Landesbesoldungsgesetzes vom 17. Februar 2005 (GV. NRW. S. 154), zu
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2011 (GV. NRW. S. 338), wird aufge
hoben. 

Artikel 3 
Änderung des Sonderzahlungsgesetzes - NRW 

§ 11 des Sonderzahiungsgesetzes - NRW vom 20. November 2003 (GV. NRW. S. 696), zu
letzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 20. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 750), 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden die Wörter "und Außer-Kraft-Treten" gestrichen. 

2. Der Satz "Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft." wird aufgehoben. 

Artikel 4 
Änderung des Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2008 Nordrhein

Westfalen 

§ 4 des Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2008 Nordrhein-Westfalen vom 
20. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 750) wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden das Komma und das Wort "Außerkrafttreten " gestrichen. 

2. Der Satz "Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft." wird aufgehoben. 

ArtikelS 
Änderung des Besoldungs- und Versorgungsgleichstellungsgesetzes 

§ 3 des Besoldungs- und Versorgungsgleichstellungsgesetzes vom 24. Mai 2011 (GV. NRW. 
S. 271) wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden das Komma und das Wort "Außerkrafttreten" gestrichen. 

2. Der Satz "Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft." wird aufgehoben. 
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ArtikelS 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 28. November 2012 

Carina Gödecke 
Präsidentin 
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Hinweis: 

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung. 

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort finden Sie Links zu vielen quali
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote. 
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20320 
211 

Gesetz zur Änderung der 
gesetzlichen Befristung im Zuständigkeits bereich 

des Finanzministeriums 
Vom 4. Dezember 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiennit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich 

des Finanzministeriums 

20320 

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes über die Anwendung beamten
und besoldungsrechtlicherVorschriften auf nichtbeam-

tete Angehörige des öffentlichen Dienstes 

§ 5 des Gesetzes über die Anwendung beamten- und 
besoldungsrechtlicher Vorschriften auf nichtbeamtete 
Angehörige des öffentlichen Dienstes vom 6. Oktober 
1987 (Gv. NRW. S. 342), zuletzt geändert durch Artikel 8 
des Gesetzes vom 21. April 2009 (Gv. NRW. S. 224), wird 
aufgehoben. 

20320 

Artikel 2 
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 

Abschnitt 3 des Landesbesoldungsgesetzes vom 17. Feb
ruar 2005 (GV. NRW. S. 154), zuletzt geändert durch Arti
kel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2011 (Gv. NRW. S. 338), 
wird aufgehoben. 

20320 

Artikel 3 
Änderung des Sonderzahlungsgesetzes - NRW 

§ 11 des Sonderzahlungsgesetzes - NRW vom 20. Novem
ber 2003 (Gv. NRW. S. 696), zuletzt geändert durch Arti
kel 8 des Gesetzes vom 20. Dezember 2007 (GV. NRW. 
S. 750), wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden die Wörter "und Außer
Kraft-Treten" gestrichen. 

2. Der Satz "Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2012 
außer Kraft." wird aufgehoben. 

20320 

Artikel 4 
Änderung des Besoldungs- und Versorgungsanpassungs-

gesetzes 2008 Nordrhein-Westfalen 

§ 4 des Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 
2008 Nordrhein-Westfalen vom 20. Dezember 2007 (Gv. 
NRW. S. 750) wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden das Komma und das Wort 
"Außerkrafttreten " gestrichen. 

2. Der Satz "Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2012 
außer Kraft." wird aufgehoben. 

211 

Artikel 5 
Änderung des Besoldungs- undVersorgungsgleichstel-

lungsgesetzes 

§ 3 des Besoldungs- und Versorgungsgleichstellungsge
setzes vom 24. Mai 2011 (Gv. NRW. S. 271) wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Überschrift werden das Komma und das Wort 
"Außerkrafttreten " gestrichen. 

2. Der Satz "Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2012 
außer Kraft." wird aufgehoben. 

ArtikelS 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 4. Dezember 2012 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

(L. S.) 
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung 

Sylvia L öhr man n 

Der Finanzminister 
zugleich für den Minister 

für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk 

Dr. N orbert Wal t e r - Bor j ans 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf Jäger 

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

Guntram S c h n eid e r 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c hat y 

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 

Johannes Rem m e 1 

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

212 

Michael G I' 0 S ehe k 

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Svenja S c h u 1 z e 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Ute Sc h ä f e I' 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

- Gv. NRW. 2012 S. 634 

Gesetz zur Änderung 
des Ausführungsgesetzes 

zum Schwangerschaftskonfliktgesetz 
Vom 4. Dezember 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Ausführungsgesetzes 

zum Schwangerschaftskonfliktgesetz 
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